
Weiteres Verfahren r diesmal in Leip zig
PotlrlK FDP legt beim Bundesverwaltungsgericht Beschwerde gegen das Lüneburger Urteil ein
Das höchste deutsche
Verwaltungsgericht soll
sich mit dem Fall befas-
sen. Konsequenzen ftir
Wahlfehler werden von
der FDP gefordert.
VON DORIS GROVE-MITTWEDE

EDEWECHI - Die juristische
Auseinandersetzung zv.fi-
schen der Edeweöhter FDp
und dem Edewechter Rat
geht weiter: Während einer

außerordentlichen Mitglieder-
versammlung haben die Libe-
ralen beschlossen, vor das
Bundesverwaltungsgericht in
Leipzig zu ziehen-u-nd Revisi-
onsbeschwerde geqen das Ur-
tgif dgs Obervönüaltungsge-
richts Lüneburg einzulegen.

Im April ZOOS hatteä die
Lüneburger Richter entschie-
den, dass die von der Ede-
wechter FDP vorgetragenen
Briefiuahlmanipulaiionsvor-
würfe bei der Rommunalwahl
2006 gegen die CDU-Kandida-
tin Helge Kahnert juristisch

zu spät vorgetragen worden
seien. Damit hoben die Lüne-
burger zugleich ein Urteil des
Verwaltungsgerichts Olden-
burg auf, das die Wiederho-
lung der Wahl zum Edewech-
ter Rat gefordert hatte. Eine
Revision gegen das Lünebur-
ger Urteil war ausgeschlossen
worden.

Wie es in einer FDp-presse-
mitteilung heißt, hätten die
Lüneburger Richter zwar die
ICage der FDP aus formellen
Gründen zunickgewiesen,
aber festgestellt, däss eine

Wahlmanipulation stattgefu n-
den habe. Das beinhalie die
jetzt ausgewertete schriftliche
Urteilsbegründung. politische
Konsequenzen hätten die par-
teien in Edewecht aus dem
Urteil jedoch nicht gezogen.

. P"n Liberalen 
-ginge 

es
rucnt menr darum, ob man
über a,vei oder drei Sitze im
Rat verfüge (wenige Stimmen
fehlten der FDp bäi der Kom-
munalwahl2006 für den drit-
ten Sitz), Vielmehr müsse die
Frage gekläirt werden, ob freie
und geheime Wahlen auch in

Edewecht Grundpfeiler der
Demokratie bildeten und ob
Wahlfehler keine iuristischen
und politischen Konsequen-
zen nach sich zögen.

,,Wir nehmen die Entschei-
dung der FDP zur Kenntnis,,,
sagte Bürgermeisterin Petra
Lausch zw Nwz. ,,Das Lünebur-
ger Urteil beinhaltet, dass die
seinerzeitige Ratsentschei-
dung, den Wahleinspruch der
FDP abzulehnen, rechtmäßig
wal". Den weiteren Fortgang
des juristischen Verfahieni
müsse man nun abwarten.
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